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BE: JÖBSTL 

 

Nr.     der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages 

(6. Session der 16. Gesetzgebungsperiode) 

 

Antrag 

 

der Abg. Mag.a Jöbstl, Pfeifenberger und Obermoser betreffend die antragslose Arbeitneh-

merveranlagung 

 

Die Arbeitnehmerveranlagung (oder Lohnsteuerausgleich) bietet allen nicht selbständig Er-

werbstätigen die Möglichkeit, mittels Antragsformular im jeweiligen Veranlagungsjahr vom 

Finanzamt zuviel bezahlte Lohnsteuer, Sozialversicherungsbeiträge oder den Alleinverdiener-

/Alleinerzieherabsetzbetrag erstattet zu bekommen.  

 

Seit dem Jahr 2017 können ArbeitnehmerInnen unter gewissen Voraussetzungen diese Rücker-

stattung antragslos und daher automatisch erhalten. Sie müssen keine Steuererklärung abge-

ben, sondern erhalten ohne Antrag einen Steuerbescheid und den damit errechneten Erstat-

tungsbetrag im Anschluss auf ihr Konto überwiesen. Damit ersparen sich vor allem die Bezie-

herInnen von niedrigen Einkommen bzw. Mindestpensionen einerseits administrativen Auf-

wand, andererseits wird sichergestellt, dass niemand um allfällige Rückerstattungen „um-

fällt“. 

 

Eine Voraussetzung zur antragslosen Arbeitnehmerveranlagung ist gemäß § 41 Abs 2 Einkom-

mensteuergesetz (EStG) ua. der Bezug lohnsteuerpflichtiger Einkünfte, was zur Folge hat, 

dass somit alle BezieherInnen von Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit, die zwar Sozial-

versicherung aber keine Lohnsteuer zahlen, von dieser Möglichkeit ausgeschlossen sind. Bei-

spielsweise Jugendliche mit Ferialjobs, die zwar über die Geringfügigkeitsgrenze aber unter 

die Lohnsteuergrenze fallen oder etwa Studenten, die nicht das ganze Jahr über beschäftigt 

sind. Gerade die Personengruppen wissen oft nicht vollumfänglich über die Möglichkeit der 

Arbeitnehmerveranlagung Bescheid und wie sie davon profitieren können. 

 

 

In diesem Zusammenhang stellen die unterzeichneten Abgeordneten den 
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der Salzburger Landtag wolle beschließen: 

 

1. Die Salzburger Landesregierung wird ersucht, an die Bundesregierung mit der Forderung 

heranzutreten, das Einkommensteuergesetz dahingehend zu ändern, dass der in der Prä-

ambel angeführte Personenkreis in den Anwendungsbereich der antragslosen Arbeitneh-

merveranlagung fällt. 

 

2. Dieser Antrag wird dem Verfassungs- und Verwaltungsausschuss zur weiteren Beratung, 

Berichterstattung und Antragstellung an das Hohe Haus zugewiesen. 

 

 

Salzburg, am 9. November 2022 

 

Mag.a Jöbstl eh. Pfeifenberger eh. Obermoser eh. 

 

 

 

 

 

 


